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LASSE STEINER UND BRUNO S. FREYE xpertenkommissionen und Ethikräte
spielen in der aktuellen Corona-Pan-
demie eine wichtige Rolle. Die Ethik-

räte der Bundesländer und die Wissen-
schaftsakademie Leopoldina finden mit ihren
Stellungnahmen in Politik und Medien gro-
ßes Gehör. Die Bundesregierung und Mi-
nisterpräsidenten lassen sich vor den Bund-
Länder-Konferenzen von einem Experten-
gremium beraten. Der Rat dieser Experten
hat maßgeblichen Einfluss auf weitreichende
Politikmaßnahmen. Diese Kommissionen
sind in zweierlei Hinsicht problematisch.

Erstens sind die Gremien nicht repräsenta-
tiv besetzt. Die Exekutive lässt sich in Bezug
auf die Corona-Politik einseitig beraten. So
befinden sich unter den Beratern der Bundes-
regierung vor allem Virologen und Epidemio-
logen. Vertreter anderer Fachbereiche, ins-
besondere aus den Sozialwissenschaften, sind
kaum vertreten. Die Beratung zu den Corona-
Maßnahmen verengt sich dadurch auf ge-
sundheitliche Aspekte und klammert die
massiven gesellschaftlichen Folgen der Lock-
down-Politik weitgehend aus.

Zweitens nimmt die Exekutive massiv
Einfluss auf die Experten und deren Urteile.
Der Münchner Wirtschaftsethiker Christoph
Lütge wurde von der bayerischen Staats-
regierung aus ihrem Ethikrat abberufen,
nachdem er die Corona-Politik der Landes-
regierung kritisierte. Ein weiteres Beispiel
ist, dass das Innenministerium das Robert-
Koch-Institut am Beginn der Pandemie be-
auftragte, ein Modell zu erarbeiten, auf des-
sen Basis „Maßnahmen präventiver und
repressiver Natur“ geplant wurden.

Diese Probleme lassen sich mit einer fo-
kussierten Zufallsauswahl lösen. Dabei wer-
den die Mitglieder der Expertenkommis-
sionen und Ethikräte zufällig aus einer geeig-
neten Grundgesamtheit per Lotterie aus-
gewählt. Ein Kriterium könnte sein, dass nur
Professoren deutscher Universitäten gewählt
werden können. Die Fachrichtungen sollten
für die gesellschaftlichen Politikfolgen rele-
vant sein. Infrage kommen neben Medizi-
nern auch Vertreter der Wirtschaftswissen-
schaft, Psychologie oder Bildungswissen-
schaft. Die Namen der Mitglieder der Grund-
gesamtheit werden in eine Urne gegeben.
Daraus wird dann nach dem Zufallsprinzip
die für ein Gremium notwendige Anzahl
Namen gezogen. Wer nicht mitmachen
möchte, kann ablehnen. Die Ethikräte wer-
den für eine bestimmte Zeit gewählt und
sind in dieser Zeit unkündbar. Der Rat des
Expertengremiums sollte veröffentlicht wer-
den, um die aktuell intransparente Entschei-
dungsfindung nachvollziehbar zu machen.

Dieses Zufallsverfahren hat gegenüber
dem heutigen System erhebliche Vorteile.
Verschiedene Fachrichtungen werden re-
präsentativ vertreten. Zudem werden auch
Stimmen gehört, die dem Regierungskurs
kritisch gegenüberstehen. Die Beeinflussung
durch die Exekutivpolitiker verringert sich,
da die Experten weniger auf ihr Wohlwollen
angewiesen sind. Auf den ersten Blick er-
scheint eine fokussierte Zufallsauswahl will-
kürlich. Ein Einwand könnte sein, dass un-
fähige Personen in die Gremien gewählt
würden. Doch wegen der Beschränkung auf
Wissenschaftler stehen nur talentierte Ver-
treter zur Auswahl. Und auch nach dem jet-
zigen System ist keineswegs gesichert, dass
wirklich die besten Experten in die Gremien
gelangen. Aktuell werden diese eher nach
Zustimmung zur Corona-Politik ausgewählt.

Historische Erfahrungen zeigen, dass
Zufallssysteme sehr erfolgreich sein können.
Im antiken Athen wurden politische Ämter
mittels einer Zufallsauswahl aus den Bür-
gern besetzt. Auch die norditalienischen
Stadtstaaten haben Zufallsverfahren zur
Wahl der Exekutive verwendet. Die Republik
Venedig hat dieses Verfahren über Jahr-
hunderte erfolgreich angewandt, um ihren
Dogen zu wählen.

T Bruno S. Frey ist Gastprofessor an der
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Ein per Zufall
besetzter Ethikrat
wäre besser

D onald Trump musste Joe
Biden weichen – in bedrü-
ckenden Corona-Zeiten ist
das eine der besten Nach-
richten überhaupt. Doch
gute Nachrichten können
anstrengend werden. Und

genau darauf muss sich Deutschland einstellen:
Ein Präsident Biden wird Deutschland fordern,
gerade weil er auf eine ausgestreckte Hand nicht
wie Trump einschlägt, sondern sie beherzt mit
einem „Auf geht’s, Deutschland“ ergreifen wird.

Was auf Deutschland zukommt, lässt sich mit
einem Kniff erfassen. Das gedachte Szenario: Im
Anschluss an das G-7-Treffen und Bidens Rede
auf der virtuellen Münchener Sicherheitskon-
ferenz am Freitag der vergangenen Woche kon-
taktiert ein Biden-Berater einen Vertrauten von
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Er ist von Biden
beauftragt, auf diesem diskreten Weg in aller
Freimütigkeit die Erwartungen Bidens an Berlin
zu übermitteln. 

Der Merkel-Vertraute fertigt für die Bundes-
kanzlerin ein Gesprächsprotokoll an, in dem er die
Aussagen des Biden-Beraters in zum Teil direkter
Rede in drei Punkten bündelt:

Der Biden-Beauftragte stellte voran, dass sich
Biden darauf freue, die vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit, die er als Obamas Vizeprä-
sident mit Bundeskanzlerin Merkel hatte,
nunmehr als Präsident wieder aufzunehmen.
Wörtlich: „Nach dem Brexit ist Deutschland
erst recht zum zentralen Akteur in Europa
geworden. Berlin bestimmt die Zukunft der
Europäischen Union mehr als jedes andere
EU-Mitglied, Biden sieht Deutschland als
seinen wichtigsten Partner in Europa.“

Deutschland und Amerika müssten zu-
sammen dafür sorgen, nicht nur das bilaterale,
sondern auch das amerikanisch-europäische
Verhältnis für die nur gemeinsam zu bewälti-
genden Herausforderungen einzusetzen: „Un-
ser Zusammenwirken ist der Lackmustest für
die Zukunftsfähigkeit der transatlantischen
Partnerschaft.“

Biden hat „America First“ eine klare Absage
erteilt, weil er überzeugt ist, dass Amerika
Freunde und Partner braucht. Deshalb werde
er es zwar nicht so nennen, doch es so mei-
nen: statt „America First“ gelte „First: Ame-
rica“. Bidens Fokus, so die nachdrückliche
Ansage seines Vertrauten, wird neben der
Pandemiebewältigung auf der Erholung der
amerikanischen Wirtschaft, dem Abbau sozia-
ler Spaltungen, der Stärkung der amerikani-
schen Demokratie und der Wiedergewinnung
von Anstand im politischen Wettbewerb lie-

ESSAY

Mit dem neuen
US-Präsidenten 

Joe Biden melden 
sich die USA auf der
Weltbühne zurück. 

Mit welchen Folgen?
Ein fiktives Gespräch
über das, was nun auf

Deutschland
zukommen könnte

US-Präsident
Joe Biden hat
angekündigt,
dass er die
transatlantische
Allianz neu
beleben will
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Eine Chance, die nicht
wiederkommt

JACKSON JANES UND ECKHARD LÜBKEMEIER

gen. Diese innenpolitische Agenda habe Prio-
rität, denn das Land befinde sich in einer
bedenklichen Verfassung.

So bedenklich, dass Trump es fast geschafft
hätte. Amerikas Freunde und Verbündete
sollten sich vor Augen halten: Ohne Pandemie
hätte ein Demokratieverächter wie Trump, der
einen Mob zur Erstürmung des Kapitols an-
gestachelt hat, gute Chancen auf eine Wieder-
wahl gehabt.

Der Biden-Beauftragte bezeichnete dies als
„die wohl bittere Wahrheit“ und erklärte
selbstkritisch: „Auch wir Demokraten tragen
unseren Anteil daran, dass Amerika so weit
abrutschen konnte, dass Trump überhaupt
Präsident wurde und es fast geblieben wäre.“
Trump habe es zwar „verbockt“, aber durch-
aus reale Missstände angeprangert und in-
stinktiv ausgenutzt: eine zu weit getriebene
Globalisierung und Deindustrialisierung Ame-
rikas; ein sozial und politisch zerklüftetes
Land; ein Freihandel, der nicht immer ein
Fair-Handel war; ein zu nachgiebiger Umgang
mit China; Nato-Verbündete wie Deutschland,
die ihren Verpflichtungen nicht nachkommen.

Deshalb solle sich Deutschland darauf ein-
stellen, dass über die Corona-Eindämmung
hinaus Biden ein Präsident sein wird, der sich
vorrangig um die Gesundung seines Landes
kümmert. Keineswegs bedeute das Isolatio-
nismus und Unilateralismus, der Präsident
meine, was er öffentlich sage: „Amerika kann
nicht wiedererstarken, wenn es sich abschot-
tet und auf Alleingänge setzt, und umgekehrt
kann es eine regelbasierte Weltordnung nur
mit amerikanischer Führung geben.“

Doch es bedeute, dass sich Amerikas Freun-
de auf eine Außen- und Bündnispolitik ein-
zustellen hätten, die um den Wert von Part-
nern weiß, diese aber auch in die Pflicht
nimmt. Sie täten gut daran, „jeden Anschein
von Trittbrettfahrerei zu vermeiden und Ame-
rika global zu entlasten“.

Zu den engsten und wertvollsten dieser
Partner gehöre Europa und in Europa vor
allem Deutschland. Biden sei zwar ein Trans-
atlantiker der alten Schule, aber jeder oder
jede (wie zum Beispiel Vizepräsidentin Kama-
la Harris), die nach ihm kommen könnte,
werde nicht mehr wie Biden den „Transatlan-
tismus mit der politischen Muttermilch“ auf-
gesogen haben.

Eindringlich fügte er hinzu: „Biden ist des-
halb eine Chance, die so nicht wiederkommt.
Um sie zu nutzen, müssen sich Amerikas Part-
ner eigenverantwortlich einbringen.“ Gemäß
der Leitlinie: weniger versprechen und dafür
mehr leisten.

Biden habe kein Problem mit einem Europa,
das souverän sein oder, wie es die Bundes-
kanzlerin ausgedrückt habe, sein Schicksal
selbst in die Hand nehmen wolle. „Womit wir
ein Problem haben sind vollmundige Ankündi-
gungen, die nicht eingehalten werden.“

Biden ist klar, dass ein mächtiges Europa
auch ein unbequemer Partner sein könne.
Differenzen über Handels- und Wettbewerbs-
fragen, über den Umgang mit China, die Las-
tenteilung in der Nato oder die Nord-Stre-
am-2-Pipeline werde man nicht unter den
Tisch kehren – entscheidend sei, wie man sie
austrage: „Biden wird ein robuster Verhandler
sein, aber immer in dem Bewusstsein, dass
man einander braucht und zusammen mehr
erreicht.“

Das wisse man in Europa doch nur zu gut.
Es sei schließlich die Erfolgsformel der EU,
dass Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Demokratie nur gemeinsam zu haben sind.
Das gelte besonders für das deutsch-französi-
sche Verhältnis, die nach dem Brexit noch
wichtigere Achse der EU-Stabilität.

Der Merkel-Berater zieht abschließend ein
politisches Fazit: 

Trump ist ein Unglück, doch er war kein
Unfall, sein Zerstörungswerk hat er nur an-
richten können, weil Amerika weit vor Trump
auf die schiefe Bahn geraten war. Mit seiner
Abwahl ist das gespaltene und verunsicherte
Amerika nicht über den Berg. Biden steht vor
einer Herkulesaufgabe, für die er jede Unter-
stützung gebrauchen kann. Sie zu leisten ist
im deutschen Kerninteresse, zumal Biden eine
Chance ist, die so nicht wiederkommt. 

Biden setzt auf einen Berliner Partner, der
seiner Führungsverantwortung in und für
Europa gerecht wird. Die Zeit ist endgültig
gekommen, dass sich Deutschland „als guter
Partner früher, entschiedener und substan-
zieller einbringt“ – ganz so, wie es Bundes-
präsident Gauck bereits 2014 auf der Münche-
ner Sicherheitskonferenz vorgegeben hatte. 
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